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1. Ausgangslage

Ein nach Art. 369 ZGB bevormundeter an einer chronisch paranoiden Schizophrenie leidender 31-jähriger  Mann wurde seit 2001 insgesamt fünf Mal mittels behördlichem FFE in die psychiatrische Klinik eingewiesen. Wiederholte Versuche, ihn nach dem jeweiligen Klinikaufenthalt in eine Wohngruppe zu integrieren sind gescheitert, weil sich der Patient nicht in eine Wohngruppe integrieren lasse, keine Tagesstruktur akzeptiere und immer wieder Suizidabsichten äussere. Auch der jüngste Versuch der Vormundin, ihn in einer Wohngruppe zu platzieren scheiterte, da er mehrere Platzierungsmöglichkeiten nach Besichtigung mit der Vormundin ablehnte, weil sie seinen Erwartungen und Ansprüchen aus unterschiedlichsten Gründen nicht entsprachen. Die Vormundin kommt zum Schluss, dass der Patient nicht „wohngruppenfähig“ ist, sie hat jedoch zur Zeit keine Klarheit darüber, welche Wohnform er benötigt.
Die Klinik drängt auf einen Austritt, da er nicht weiter hospitalisationsbedürftig sei und die Krankenkasse deshalb die Finanzierung des weiteren Klinikaufenthalts ablehne.

Gleichzeitig hat der Bevormundete einen RA beauftragt, einen Antrag auf Aufhebung der Entmündigung zu stellen. Dieser verlangt von der Amtsvormundin die Edition der Akten und einen Besprechungstermin.

Die Vormundin erkundigt sich,

- ob eine psychiatrische Klinik einen Patienten ohne Anschlusslösung und bei der 
   geschilderten Unklarheit über die geeignete Wohnmöglichkeit entlassen dürfe,
- der Bevormundete legitimiert sei, für die Aufhebung der Entmündigung selbständig einen
   RA zu beauftragen,
- ob sie dem RA die Akten herausgeben oder ihn an die VB verweisen solle.

2. Erwägungen

Hat eine vormundschaftliche Behörde die Unterbringung oder Zurückbehaltung einer Person in eine stationäre Einrichtung angeordnet, so befindet sie auch über die Entlassung, in den anderen Fällen entscheidet darüber die Einrichtung (Art. 397b Abs. 3 ZGB). Die Behörde kann demnach darauf bestehen, dass die Person einstweilen nicht entlassen wird, bis eine geeignete Wohnmöglichkeit gefunden ist. Aufgabe der Vormundin ist es, in Zusammenarbeit mit der Klinik, eine geeignete Lösung zu suchen und falls sich dies trotz zumutbarer Bemühungen nicht realisieren lässt und der Bevormundete bei selbständigem Wohnen die erforderliche medizinische Betreuung nicht erhält und akut suzidgefährdet ist, sind die Voraussetzungen für eine Entlassung nicht gegeben.

Nach Art. 433 Abs. 3 ZGB kann der Bevormundete sowie jedermann, der ein Interesse hat, jederzeit die Aufhebung der Vormundschaft beantragen. Das entsprechende Begehren setzt nicht Handlungsfähigkeit, jedoch Urteilsfähigkeit voraus. An diese dürfen keine hohen Anforderungen gestellt werden. Es genügt, wenn die bevormundete Person erkennt, dass mit der Massnahme ihre rechtliche und persönliche Handlungsfreiheit eingeschränkt ist. Im Zweifel ist die Urteilsfähigkeit anzunehmen 
Die bevormundete Person kann selbständig einen Prozessbeistand (Rechtsanwalt) mit der Prozessführung beauftragen (BSK-Geiser , Art. 433 ZGB N 16).

Kommt ein gültiger Auftrag zustande weil die bevormundete Person diesen selbständig erteilen kann, haftet diese aus diesem Vertrag persönlich und mit ihrem ganzen Vermögen (BK-Schnyder/Murer, Art. 373 ZGB, N 114).
Sowohl für die Interessenwahrung der bevormundeten Person in einer rechtsgeschäftlichen Angelegenheit als im Beschwerdeverfahren gegen Vormund/Vormundin oder Vormund-schaftsbehörde und im Verfahren betr. Aufhebung der Entmündigung hat gemäss Art. 29 Abs. 3 BV jede Person, die nicht über die erforderlichen Mittel verfügt und deren Rechtsbegehren nicht aussichtslos erscheint, Anspruch auf unentgeltliche Rechtspflege.
Das Recht auf unentgeltliche Rechtspflege umfasst die Unentgeltlichkeit des Verfahrens und ein unentgeltlicher Rechtsbeistand, letzteres jedoch nur, wenn die Partei eines solchen Beistandes bedarf, um ihre Rechte wirksam wahren zu können.

Nicht über die erforderlichen Mittel verfügt, wer nicht in der Lage ist, die konkreten Prozess- oder Anwaltskosten aus eigenen Mitteln zu bestreiten, ohne den eigenen Lebensunterhalt oder jenen der Angehörigen zu gefährden (BGE 119 Ia 11 E. 3, S. 12; 120 Ia E. 3, S. 181; 124 I E. 3b, S. 98).

Nicht aussichtslos erscheint ein Rechtsbegehren in Zivilsachen, solange die Gewinnaussichten nicht beträchtlich geringer sind als die Verlustgefahren: solange also auch „eine Partei, die über die nötigen Mittel verfügt, sich bei vernünftiger Überlegung zu einem Prozess entschliessen würde“ (BGE 119 Ia 251 E. 3b, S. 253; 122 I 267 E. 2b, S. 271).

Die bedürftige Partei hat Anspruch auf unentgeltliche Verbeiständung, wenn ihre Interessen in schwerwiegender Weise betroffen sind und der Fall in tatsächlicher und rechtlicher Hin-sicht Schwierigkeiten bietet, die den Beizug eines Rechtsvertreters erforderlich machen (vgl. u.a. BGE 5P. 163/2004; 5P.182/2004, beide vom 1. Juli 2004, wo diese Voraussetzungen im Fall eines Obhutsentzugs als erfüllt beurteilt wurden. Vgl. weiter zu den Verfahrensgarantien nach Art. 29 und 30 BV, Häfeli, Wegleitung, 4. Aufl., Zürich 2005, S. 272 ff.).

Wenn eine Person vom Ausgang eines Verfahrens betroffen ist, stehen ihr von Verfassungs wegen verschiedene Informations-, Einsichts-, Mitwirkungs- und Äusserungsrechte zu. Die Bundesverfassung (BV) fasst diese Verfahrensrechte im Einklang mit der bundesgerichtlichen Rechtssprechung unter dem Begriff des rechtlichen Gehörs zusammen. Seit Inkrafttreten der revidierten Bundesverfassung am 1. Januar 2000 ist der Anspruch auf rechtliches Gehör in Art. 29 Abs. 2 BV explizit genannt (vor Inkrafttreten der neuen Bundesverfassung wurde der Anspruch auf rechtliches Gehör direkt aus Art. 4 aBV abgeleitet und vom Bundesgericht ausdrücklich gewährleistet). 

Das Recht auf Akteneinsicht als Teilgehalt des Anspruchs auf rechtliches Gehör bestimmt sich in erster Linie nach dem kantonalen Verfahrensrecht. Wo sich der kantonale Rechtsschutz als ungenügend erweist, greifen die bundesrechtlichen Minimalgarantien gestützt auf Art. 29 Abs. 2 BV (BGE 115 Ia 10 E. 2a). Zu prüfen ist deshalb, ob das St. Gallische Verfahrensrecht einen grosszügigeren Anspruch auf Akteneinsicht verleihen würde als Art. 29 BV. 

Im Rahmen der bundesrechtlichen Minimalgarantien gilt Folgendes: Der Anspruch auf Akteneinsicht soll garantieren, dass die von einem staatliche Verfahren Betroffenen die Entscheidgrundlagen der Behörde kennen. Hintergrund des Akteneinsichtsrechts bildet der Umstand, dass eine Partei nur dann ihren Standpunkt wirksam geltend machen kann, wenn sie das Verfahren und die Informationen kennt, auf die sich die Behörde stützt oder stützen wird. 

Vorliegend geht es um ein hängiges Besuchsrechtsverfahren, also um das Akteneinsichtsrecht während eines Verfahrens: Hier gilt, dass der Anspruch auf Akteneinsicht unabhängig von der Geltendmachung eines spezifischen Interesses besteht (für das Akteneinsichtsrecht vor, nach oder unabhängig von einem Verfahren gelten andere Voraussetzungen). 
Bezüglich des Umfangs des Akteneinsichtsrechts gilt Folgendes: Das verfassungsrechtliche Akteneinsichtsrecht bezieht sich auf alle (mit welcher Technik auch immer erstellten) Aufzeichnungen, die geeignet sind, einer Behörde als Grundlage eines Entscheids zu dienen; ob die Behörden solche Aufzeichnungen als „Interna“ einstufen, um sie vom Anspruch auf Akteneinsicht auszunehmen, ist nicht erheblich ( Reinhold Hotz, Kommentar zur Schweizerischen Bundesverfassung, 2002 (Hrsg. B. Ehrenzeller, Ph. Mastronardi, R. Schweizer und K. Vallender), N. 30 zu Art. 29 sowie Müller, Grundrechte, S. 528 - 530.)
Gemäss der neueren Lehre genügt die Qualifikation als interne Akte also nicht zur Ablehnung der Akteneinsicht des Betroffenen (vgl. aber BGE 115 V 297); entscheidend ist vielmehr, ob die fragliche Akte als Grundlage des Entscheids geeignet ist. Diese Frage ist insbesondere bei Akten zu bejahen, welche im Zusammenhang mit dem in Frage stehenden Verfahren angelegt worden sind. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass sämtliche Informationen, die dem entsprechenden Organ zur Verfügung stehen, auch den Parteien zugänglich sein müssen; nicht die rechtlich zu qualifizierende Eignung einer Information, sondern ihre faktische Kenntnisnahme durch die Entscheidbehörde (und die Tatsache, dass sie möglicherweise Einfluss auf den Entscheid hatte) löst den Einsichtsanspruch aus. 

In den Akten festgehalten werden muss alles, was zur Sache gehört. Oder umgekehrt: (Persönliche) Notizen, die nicht zur Sache gehören, gehören nicht in die Akten. Akten sind folglich so zu führen, dass die Betroffenen jederzeit Einsicht nehmen können.

Der verfassungsrechtliche Anspruch auf Akteneinsicht garantiert das Recht, die Akten am Sitz der betreffenden Behörde einzusehen, Notizen anzufertigen und auf dem Kopiergerät der Verwaltung selber Kopien der Akten herzustellen, wenn dies keinen unverhältnismässigen Aufwand für die Verwaltung erfordert. Im Rechtsverkehr mit Anwälten und Anwältinnen hat sich hingegen die Praxis gebildet, dass diesen die gesamten Akten (inkl. Aktenverzeichnis) zugestellt werden, die Aktenseinsicht somit nicht am Sitz der Behörde vonstatten gehen muss. Ein praktizierender Anwalt hat somit infolge der Rechtssicherheit zumindest dann einen Anspruch auf Herausgabe resp. Zustellung der Akten, wenn die Zustellung der Akten an die Anwälte allgemeiner Übung entspricht  (Müller, Grundrechte, S.532f. (dies dürfte wohl in allen Kantonen der Fall sein); in allen übrigen Fällen besteht kein Anspruch, die Akten nach Hause mitzunehmen oder sich zuschicken zu lassen (BGE 108 Ia 7 E. 2b). 

3. Zusammenfassende Antwort auf die gestellten Fragen

- Falls eine vormundschaftliche Behörde eine Person nach den Bestimmungen über die FFE in
  eine stationäre Einrichtung eingewiesen hat, entscheidet diese über die Entlassung; die 
  Einrichtung ist dazu nicht befugt.

- Der urteilsfähige Bevormundete kann selbständig einen Anwalt beauftragen, einen Antrag
  auf Aufhebung der Entmündigung zu stellen. Wenn das Begehren allerdings aussichtslos ist, wird die unentgeltliche Rechtspflege nicht gewährt.

- Der rechtmässig bestellte Anwalt hat i.d.R. Anspruch darauf, dass ihm die Akten zugestellt
  werden. Da in den Akten der Behörde, welche die vormundschaftliche Massnahme 
  angeordnet oder beantragt hat, alle entscheidrelevanten Akten enthalten sein dürften, 
  empfiehlt es sich diese dem Rechtsanwalt zuzustellen, damit der oder die Mandatsträger/in
  für seine/ihre Mandatsführung weiter über die Akten verfügt.


Niederrohrdorf, 3. Oktober 2006 Christoph Häfeli.
